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liehe Erörterungen freizusprechen ist; das 
gleiche gilt, wenn nach den Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit abzu­
sehen ist.

§ 302
Wirkung des Urteils auf Mitverurteilte

Wird das Urteil zugunsten eines Ange­
klagten wegen Verletzung des Gesetzes 
aufgehoben und erstreckt sich das Urteil, 
soweit es aufgehoben wird, noch auf andere 
Angeklagte, wird das Urteil auch zugunsten 
dieser Angeklagten aufgehoben oder abge­
ändert.

§303
Inhalt der Urteilsgrflnde

(1) In den Urteilsgründen ist darzulegen, 
ob das Rechtsmittel aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen als unbegründet zu­
rückgewiesen worden ist.

(2) Wird dem Rechtsmittel stattgegeben, 
ist anzugeben, auf welchen Gründen die 
Aufhebung und Zurückverweisung oder die 
Abänderung und Selbstentscheidung beruht.

(3) Im Falle der Zurückverweisung 
können in dem Urteil Weisungen mit bin­
dender Kraft erteilt werden.

(4) Im übrigen gelten die §§ 242 bis 244.

Anmerkung: Vgl. Ziff. 17. des FrBOG 
vom 7. 2.1973 zur höheren Wirksamkeit des 
Strafverfahrens (NJ 1973 H. 5 Beil. 1/73). Sie 
lautet
„17. Die Rechtsmittelurteile sind konzen­
triert abzufassen. Es bedarf in der Regel 
keiner umfangreichen Wiedergabe des 
Urteils erster Instanz. Neben einer kurzen 
Darlegung der dem. erstinstanzlichen Urteil 
zugrunde liegenden Straftat, des Urteils­
tenors und des Ziels des Rechtsmittels sind 
in überzeugender Weise die Gründe für die 
Reditsmitteientscheidung darzulegen.“

§304
Allgemeine Vorschriften

Für das Verfahren über den Protest und 
die Berufung gelten im übrigen die allge­
meinen Vorschriften über das gerichtliche 
Verfahren erster Instanz entsprechend.

Dritter Abschnitt 
Beschwerde

§305
Zulässigkeit

(1) Die Beschwerde ist gegen alle von 
den Gerichten in Verfahren erster Instanz 
erlassenen Beschlüsse zulässig, soweit das 
Gesetz sie nicht ausdrücklich einer Anfech­
tung entzieht.

(2) Auch Verteidiger, Zeugen, Sachver­
ständige, Geschädigte und andere Personen 
können gegen Beschlüsse, durch welche sie 
betroffen werden, Beschwerde erheben.

(3) Beschlüsse des Gerichts, die in der 
Hauptverhandlung der Urteilsfällung vor­
ausgehen, unterliegen nicht der Beschwerde. 
Ausgenommen sind Beschlüsse über Ver­
haftungen, Beschlagnahmen, Durchsuchun­
gen, Arrestbefehle und Ordnungsstrafen 
sowie alle Entscheidungen, durch welche 
dritte Personen betroffen werden.

§306
Einlegung und Einlegungsfrist

(1) Die Beschwerde ist binnen einer 
Woche bei dem Gericht, von dem der ange- 
fochtene Beschluß erlassen ist, zu Protokoll 
der Rechtsantragsstelle oder schriftlich 
durch den Betroffenen oder einen Rechts­
anwalt einzulegen.

(2) Die Frist läuft bei den in Anwesenheit 
des Beschwerdeführers verkündeten Be­
schlüssen von der Verkündung, in anderen 
Fällen von der Zustellung ab.

(3) Hält das Gericht, dessen Beschluß 
angefochten wird, die Beschwerde für 
begründet, ist ihr stattzugeben; anderenfalls 
ist die Beschwerde innerhalb von drei Tagen 
dem Beschwerdegericht vorzulegen.

§307
Keine aufschiebende Wirkung

(1) Durch Einlegung der Beschwerde 
wird die Durchführung des angefochtenen 
Beschlusses nicht gehemmt.

(2) Jedoch kann das Gericht, dessen 
Beschluß angefochten wird, sowie das 
Beschwerdegericht anordnen, daß die 
Durchführung des angefochtenen Be­
schlusses auszusetzen ist.


